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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Zweites Gesetz zur Neuordnung von Selbstverwaltung und 
Eigenverantwortung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(2. GKV Neuordnungsgesetz - 2. GKV-NOG) 
- Drucksachen 13/6087, 13/7264- 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Der Bundesrat hat in seiner 711. Sitzung am 25. April 1997 be-
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 20. März 1997 
beschlossenen Gesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsaus-
schuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes einberufen 
wird. Die Einzelheiten ergeben sich aus dem als Anlage beigefüg-

ten Beschluß. 

Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 25. April 1997. 
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Anlage 

Der Bundesrat hat in seiner 711. Sitzung am 25. April 1997 beschlossen, zu dem 
vom Deutschen Bundestag am 20. März 1997 verabschiedeten Gesetz zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes 
mit dem Ziel der grundlegenden Überarbeitung des Gesetzes einberufen wird. 

Begründung 

Das Gesetz ist ungeeignet, die gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV), die einen der elementaren Be-
standteile unserer sozialstaatlichen Ordnung bildet, 
zu stabilisieren, deren dramatische Defizitentwick-
lung zu stoppen und sie zukunftsorientiert weiterzu-
entwickeln. 

Angesichts weiter auflaufender Ausgabenüberhänge 
in der GKV -7 Mrd. DM im Jahre 1995, nochmals 
6,3 Mrd. DM im letzten Jahr - und unmittelbar bevor-
stehenden zusätzlichen Beitragssatzerhöhungen bei 
einer Vielzahl von Krankenkassen werden die im 
2. GKV-NOG vorgesehenen Maßnahmen, die sich im 
wesentlichen in der faktischen Abschaffung der letz-
ten noch bestehenden wirksamen Budgetierungen 
und in erneuten drastischen Zuzahlungserhöhungen 
zu Lasten der Versicherten erschöpfen, den tatsächli-
chen Problemen in keiner Weise gerecht. Zwingend 
erforderlich sind vielmehr umfassende, strukturell 
angelegte Maßnahmen, die - aufbauend auf dem Ge-
sundheitsstrukturgesetz von 1993 - insgesamt dazu 
führen, Selbststeuerungsfähigkeit, Qualität und Wirt-
schaftlichkeit des Systems der GKV zu steigern und 
dauerhaft zu erhalten. 

1. Durch die Abschaffung des Arznei- und Heilmit-
telbudgets und die Ablösung der budgetierten Ge-
samtvergütung für die ambulant-ärztliche Versor-
gung werden trotz bereits bestehender Milliarden-
defizite zusätzliche Ausgabenschübe in Milliar-
denhöhe provoziert. Die Orientierung an den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Beitrags-
satzstabilität wird  weiter  durchlöchert. 

2. Die Einführung von Festzuschüssen für Zahner-
satz und die Vergütung dieser Leistungen nach 
der Gebührenordnung für die privatzahnärztliche 
Versorgung zerstören die bewährten qualitäts-  
und kostensteuernden Strukturen in der zahn-
medizinischen Versorgung. Zahnersatzleistungen 
werden privatisiert und aus dem System der GKV 
ausgegrenzt. 

3. Der ungehinderte Zugang zu medizinisch notwen-
diger Versorgung für alle Versicherten - bisher 
Gütesiegel des deutschen Krankenversicherungs-
systems - wird kontinuierlich ausgehöhlt. Die Ein-
führung neuer und die Erhöhung der bestehenden 
Zuzahlungen um 5 DM bzw. 5 %, die Dynami-
sierung aller Zuzahlungen und Möglichkeiten zu 
kassenindividueller Erhöhung oder Einführung 
weiterer Zuzahlungen führen bereits unmittelbar 
zu einer jährlichen Mehrbelastung der Versicher-
ten in Höhe von 5 Mrd. DM. Hinzu kommt der Au-
tomatismus des 1. NOG, Beitragssatzerhöhungen 
mit nochmaligen Zuzahlungsanhebungen zu kop

-

peln. Sogenannte Härtefallregelungen sind keine 
gesundheits- und sozialpolitisch akzeptable Alter-
nativen zur weiteren Aushöhlung des Bedarfsprin-
zips bei der Inanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen. 

4. Die solidarischen Finanzierungsgrundlagen der 
GKV, insbesondere die Solidarität der Gesunden 
mit den Kranken, der „guten" mit den „schlechten" 
Risiken, werden durch die Einführung klassischer 
Elemente der p rivaten Krankenversicherung 
(Selbstbehalttarife, Beitragsrückgewähr) untermi-
niert. Dadurch wird ein kostentreibender perver-
tierter Wettbewerb der Versichertenselektion ge-
fördert, anstatt Maßnahmen zu ergreifen, die einen 
funktionstüchtigen Wettbewerb um effizientere 
Versorgungs- und Vergütungsformen ermöglichen. 

5. Im Krankenhausbereich wird der Weg der Inkonsi-
stenz fortgesetzt, eine schlüssige Reformkonzepti-
on zu Planung und Finanzierung wird auch nicht 
im Ansatz verfolgt. Dies belegt nicht zuletzt die 
aufeinanderfolgende Reduktion der Krankenhaus-
budgets durch das Beitragsentlastungsgesetz um 
jährlich 1 % und die nunmehr fast gleich hohe 
Anhebung durch das vorliegende Gesetz zur 
Teilfinanzierung von Instandhaltungsmaßnahmen 
durch ein ebenso kosten- wie bürokratieintensives 
„Notopfer" der Versicherten. 

6. Die Regelungen zum Modellvorhaben über neue 
Versorgungsformen werden den Anforderungen 
an eine qualitative und wirtschaftliche Weiterent-
wicklung der gesundheitlichen Versorgung nicht 
gerecht. Neue Versorgungsformen, die lediglich 
befristet erprobt werden dürfen und deren Einfüh-
rung von etablierten Leistungsanbietergruppen 
einseitig blockiert werden kann, sind zur Anpas-
sung der ambulanten Versorgungsstrukturen an 
neue gesundheitliche und ökonomische Erforder-
nisse ungeeignet. 

Das vorliegende 2. GKV-NOG, dessen Ausgestaltung 
wesentlich von dem Versuch geprägt ist, die Zustim-
mungsbedürftigkeit im Bundesrat zu umgehen, hat 
gesundheitspolitisch und ökonomisch keine tragfähi-
ge Perspektive. 

Allerdings weist Artikel 1 des Gesetzes den Kranken-
kassen qualitativ neue Aufgaben zu. Das Gesetz be-
darf schon deshalb der Zustimmung des Bundesrates. 

Ohne eine angemessene Beteiligung der Länder sind 
zielführende Strukturreformen im Gesundheitswesen 
nicht erreichbar. Notwendig ist der Konsens über ein 
tragfähiges Gesamtkonzept aller Beteiligten zur Si-
cherung der Beitragssatzstabilität und zur Weiterent-
wicklung effizienter gesundheitlicher Versorgungs-
strukturen in der GKV. 

 


